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Fremd im Staat – Indiens ferner Nordosten

Die Bundesstaaten im Nordos-
ten Indiens unterscheiden sich 
in ihrer Geschichte, den zahl-

reichen Völkern und Nationalitäten 
deutlich von der Bevölkerung im Kern-
land der indischen Union. Ein Groß-
teil der Bevölkerung besteht aus Ange-
hörigen indigener Völker. Die Vielzahl 
der Völker geht mit einer Fülle verschie-
dener Sprachen, Traditionen und Le-
bensentwürfe einher. NGO-Delegierte 
aus dieser Region berichten immer wie-
der, dass sie auf dem Flughafen in New 
Delhi wie Ausländer aus dem südost- 
asiatischen Raum behandelt werden. 
Verwaltungsmäßig unterstand die Regi-
on jahrzehntelang nicht dem indischen 
Innen- sondern dem Außenministeri-
um. Für die indische Union ist der Nord-
osten von enormer strategischer Bedeu-
tung, da er gemeinsame Grenzen mit 
Bangladesch, Bhutan, Tibet und China 
sowie Myanmar aufweist.

Historische Aspekte

Zum Zeitpunkt der indischen Unab-
hängigkeit (1947) gab es nur drei Bun-
desstaaten im Nordosten: Manipur 
(damals den Direktiven der Unionsre-
gierung unterstellt), Tripura und Assam, 
dessen Gebiet das heutige Nagaland, 
Mizoram, Meghalaya und Arunachal 
Pradesh mit umfasste. Im Jahr 1963 
wurde Nagaland von Assam abge-
trennt und als neuer Bundesstaat gebil-
det. Die Nagas hatten am 14. August 
1947, einen Tag vor Indien, ihre Un-

abhängigkeit erklärt und seitdem mit 
unterschiedlichen Mitteln eine eigene 
staatliche Souveränität gesucht. Im Jahr 
1972 fand eine Reform der staatsrecht-
lichen Verfasstheit der nordöstlichen 
Gebiete statt. Im Zuge dieser Reform 
erhielten Manipur und Meghalaya im 
Jahr 1972 den Vollstatus eines Bundes-
staates, Mizoram wurde Sondergebiet 
der Union. Gleichzeitig mit Arunachal 
Pradesh entstand Mizoram erst 1987 als 
eigenständiger Bundesstaat. Den Neu-
gründungen gingen bewaffnete Kon-
flikte und zivile Proteste voraus, die die 
jeweilige Selbstbestimmung der vielen 
ethnischen Gruppen zum Inhalt hat-
ten. Der im Vergleich zum indischen 
Kernland unterschiedliche ethnisch-
kulturelle Hintergrund ist bis heute 
Gegenstand auch bewaffnet ausgetra-
gener Konflikte geblieben. Jedes Zuge-
ständnis seitens der indischen Union an 
eine erweiterte institutionelle Partizipa-
tion musste – und muss – buchstäblich 
errungen werden.

Institutionelle Besonderheiten

Eine staatliche Verwaltung mit Min-
derheitenschutz und autonomen Kör-
perschaften liegt unter solchen Bedin-
gungen nahe. Die indische Verfassung 
kennt solche Territorialautonomien in 
Form des 5. und 6. Anhanges zur Ver-
fassung (V. Schedule und VI. Schedule). 
Insbesondere der 6. Anhang wurde mit 
Blick auf den Nordosten Indiens ge-
schaffen, nicht zuletzt mit der Absicht, 

eine Sezession zu verhindern. Die au-
tonomen Organe, wie die Landesre-
gierungen, verfügen über Sonderrechte 
etwa in der Bildungs- und Sprachenpo-
litik. Mehrere autonome Distrikträte  
(Autonomous District Councils) entschei-
den über Fragen der Land- und Forst-
wirtschaft, der Gewässernutzung, im 
Erbschafts- und Familienrecht, über 
die lokale Anwendung der Sitten und 
Bräuche (Gewohnheitsrecht) und be-
treiben kommunale Selbstverwal-
tungen: so der Bodoland Territorial  
Council, North Cachar Hills, Karbi  
Anglong (in Assam), Khasi Hills, Jaintia  
Hills, Garo Hills (in Meghalaya), Di-
striktversammlungen der Mara, Lai 
und Chakma in Mizoram und in der  
Tripura Tribal Area. Als dritte Ebene der 
lokalen Selbstverwaltung gibt es die Ge-
meinde- oder Dorfräte (Panchayats), die 
sich aus traditionellen Führungsreprä-
sentanten und – Repräsentantinnen der 
jeweiligen Völker rekrutieren sollten.

Eine gemeinsame Institution der vor-
mals sieben Bundesstaaten bildet der 
1971 etablierte Rat des Nordostens 
(North East Council), der die wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung der Re-
gion vorantreiben soll und eine gemein-
same Jurisdiktion beinhaltet, die eine 
Art Oberlandesgericht mit Sitz in Gu-
wahati (Landeshauptstadt von Assam) 
beaufsichtigt. Als weitere institutio-
nelle Klammer kam im Jahr 1995 eine 
Körperschaft zur Entwicklungsfinan-
zierung und 2001 ein spezielles Mini-
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Die Vielfalt des Nordostens in Indien könnte als Reichtum begriffen werden. Die Unions-
regierung in Delhi hat diese Region jedoch immer als Bedrohung für den staatlichen 
Bestand wahrgenommen und gleichzeitig die natürlichen Reichtümer mehr oder weni-
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allem in die (ordnungs-) politische Struktur der Region.
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sterium bei der Unionsregierung zur 
Entwicklung des Nordostens hinzu. In-
soweit zeigt sich Indien staatsrechtlich 
durchaus anspruchsvoll im Vergleich 
zu anderen asiatischen Ländern mit ei-
ner ähnlichen Vielfalt an ethnischer Be-
völkerung und soziokultureller Vorge-
schichte.

Angesichts regionaler Eliten, die in 
Korruption und Vetternwirtschaft ver-
strickt sind, hat sich jedoch keine dezen-
trale Demokratie mit einer kritischen 
Wählerschaft herausgebildet. Auch die 
Chancen auf eine eigene Sprachenpoli-
tik wurden bislang wenig genutzt, ob-
wohl dies zu den ureigensten Aufgaben 
des 6. Anhangs der Verfassung gehört. 
Die indigenen Sprachen werden nur 
sehr begrenzt in der Grundschule als 
Unterrichtssprache verwendet und sind 
im amtlichen Raum kaum erkennbar.

Darüber hinaus ist Indien in seiner 
Grundstruktur ein zentralistischer Staat 
mit vielen Vollmachten für die Unions-
regierung geblieben. Eine substanziel-
le Regionalautonomie blieb bislang un-
terentwickelt, und so hat die indische 
Union seit der Unabhängigkeit 1947 
mit zahlreichen Sezessionskonflikten 
zu kämpfen. Um diese unter Kontrolle 
zu bringen, ent sandten die Unionsregie-
rungen in den vergangenen Jahrzehnten 
eine immer größere werdende Zahl von 
Sicherheitskräften und paramilitärisch 
organisierten Hilfstruppen und stellten 
große Teile der Region unter die Ku-
ratel des Sonderermächtigungsgesetzes 
Armed Forces (Special Powers) Act [siehe 
Beitrag in diesem Heft].

Gewaltförmige Organisation 
der Gesellschaft

Die Militarisierung der Region und 
der oft zügellose Einsatz von Gewalt 
haben massive Menschenrechtsverlet-
zungen zur Folge, verursacht zu groß-
en Teilen von den staatlichen Sicher-
heitskräften, aber auch von Seiten der 
Aufständischen. Bewaffnete Konflikte 
entstehen ebenso im Zuge der Zuwan-
derung aus anderen Landesteilen In- 
diens und aus Bangladesch. So führte 

die Einwanderung aus Bangladesch in 
die Bundesstaaten Assam und Tripura 
zur Bildung der militanten Bewegung 
zur Befreiung Assams (United Liberation  
Front of Assam; ULFA) Anfang der 
1980er Jahre. Die ULFA argumen-
tierte, die Unionsregierung in Neu-Del-
hi betreibe eine bewusste Siedlungspo-
litik zuungunsten der Assames(inn)en 
und die Ausplünderung der natürlichen 
Ressourcen. Im Jahr 2008 flohen rund 
80.000 Menschen vor den bewaffneten 
Auseinandersetzungen zwischen Ange-
hörigen der Bodos und Immigrant(inn)
en aus Bangladesch. Die Bodos protes-
tierten früh gegen die „Überfremdung“ 
ihrer Gebiete durch den systematischen 
Zuzug von Assames(inn)en. Ohne die 
Fremdenfeindlichkeit beschönigen zu 
wollen, ist sie gleichzeitig Ausdruck ei-
ner tief empfundenen Entrechtung tra-
ditionell sicherer Zugriffe auf Land, 
Wasser, Wege und anderer natürlicher 
Ressourcen sowie der großen Angst vor 
dem Verlust der kulturellen Identität.

Gleiches gilt für die harschen Konflikte 
zwischen militanten Bodos und den aus 
Zentralindien stammenden Stammes-
gesellschaften, die während der Koloni-
alzeit zum Tee-Pflücken rekrutiert wor-
den waren. Die Angehörigen der Munda 
oder Santhals fordern Autonomie- und 
Landrechte gemäß des 5. Anhangs (V. 
Schedule) in ihren heutigen Siedlungsge-
bieten in Assam und geraten natürlich in 
Konkurrenz zu den historisch einheimi-
schen Bodo-Angehörigen. Versuche ei-
ner friedlichen Streitschlichtung sind 
bislang erfolglos geblieben.

Einige größere Gruppierungen auf Sei-
ten der Aufständischen in Bundes-
staaten wie Nagaland oder Manipur ver-
handelten ab Mitte der 1990er Jahre mit 
der indischen Regierung über ein Waf-
fenstillstandsabkommen. Aufgrund 
von Fragmentierungen sind aber viele 
kleine, ethnisch-lokal orientierte Un-

tergrundgruppen entstanden, die einem 
politischen Dialog mit der indischen 
Zentralregierung gegenüber skeptisch 
geblieben sind. Stattdessen finden jun-
ge Männer und Frauen angesichts der 
hohen Arbeitslosigkeit in der Zugehö-
rigkeit zu einer bewaffneten Gruppe 
eine Einkommensmöglichkeit. Umge-
kehrt ist es im Rahmen der Aufstands-
bekämpfung in Manipur lebensgefähr-
lich, im Alter zwischen 17 und 35 Jahren 
und männlich zu sein. Diese Personen-
gruppe ist längere Zeit ein bevorzugtes 
Ziel für extralegale Tötungen gewesen. 
Jungen und männliche Jugendliche sind 
bis heute der Gefahr ausgesetzt, von auf-
ständischen Gruppen zwangsrekrutiert 
zu werden.

Dazu kommen viele Hinweise, dass die 
staatlichen Sicherheitskräfte auch den 
zivilen Protest unter Beschuss nehmen. 
Zu protestieren gibt es aus staatsbür-
gerlicher Sicht mehr als genug: man-
gelhafte Infrastrukturversorgung im 
ländlichen Bereich, illegaler Handel 
mit Drogen, Waffen und Menschen 
und die Verstrickung der Sicherheitsor-
gane, fehlende Rechtstaatlichkeit, die 
Bedrohung der landwirtschaftlichen 
Produktion oder ganzer Kulturein-
heiten durch gigantische Staudamm-
projekte oder andere Ressourcenplün-
derungen. Der Einsatz von Landminen 
durch beide Seiten führt zu vielen zi-
vilen Opfern und macht in bestimm-
ten Gebieten nicht nur Landwirt-
schaft unmöglich. Unter Ausnutzung 
der Konfliktsituation werden Roh-
stoffe abgebaut, ohne dass die öffent-

Demonstration im Jahr 2010, in der 
Santhal-Angehörige für die Anerkennung 
ihrer Sonderrechte aus der V. Schedule und 
Landrechte in den Teegebieten Assams 
protestieren. 
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lichen Anhörungsverfahren, die für die 
Genehmigung notwendig sind, regel-
treu durchgeführt würden. Mitunter 
werden die Verträglichkeitsprüfungen 
ganz umgangen oder gefälscht, oder 
der Rohstoff wird umstandslos ille-
gal gefördert, so Uran in Meghalaya. 
Der lokalen Bevölkerung bleibt vom 
geförderten Reichtum nichts, ihren 
Kindern und Enkeln werden die wirt-
schaftlichen Lebensgrundlagen entzo-
gen. Nicht alle wollen dies tatenlos hin-
nehmen.

Zwangsweises Abschöpfen  
des Reichtums

Nur wenig beachtet durch die interna-
tionale Öffentlichkeit plant die indische 
Regierung ein Netz an Mega-Staudäm-
men im Nordosten des Landes mit ei-
ner geplanten Gesamtleistung von rund 
55.000 MW Elektrizität. Besonders be-
troffen ist der Bundesstaat Arunachal 
Pradesh. In den offiziellen Stellung-
nahmen zu den Entwicklungsvorhaben 
wird den Folgen für betroffene indigene 
Völker mit ihren spezifischen, kulturel-
len und religiösen Lebenswelten kaum 
Beachtung geschenkt. Risiken bergen 
die geplanten Dämme allerdings auch 
für den Naturraum. Sie liegen alle in 
einer Erdbebenzone der höchsten Stu-
fe und bedrohen die große biologische 
Vielfalt. Eine Konsultation, die auf 
den Konsens mit der lokalen Bevölke-
rung abzielte, entsprechend dem Prin-
zip des Free, Prior and Informed Consent 
(FPIC)1 der auch von Indien unterstütz-
ten UN-Erklärung zu den Rechten in-

digener Völker, ist entweder gar nicht 
vorgesehen oder bezieht nicht alle Be-
troffenen ein. Dies geschieht in aller Re-
gel bei Staudammplanungen, die die 
Bevölkerung unterhalb des geplanten 
Staudamms nicht erfassen. So sprachen 
sich etwa im Dibang Valley Distrikt die 
Angehörigen der Idu Mishmi fast ein-
hellig gegen das 3.000 MW große  
Dibang Multipurpose Project aus.

Die Finanzierung vieler Megastau-
dämme ist allerdings nicht gesichert. 
Die Asian Development Bank fördert 
nur Projekte für den Ausbau des Ver-
sorgungsnetzes, nicht aber die Stau-
dämme selbst. Die Investoren hoffen 
auf Mittel aus dem Clean Development  
Mechanism (CDM) der Vereinten Na-
tionen im Namen der Förderung er-
neuerbarer Energien. Dank der mas-
siven Proteste der lokalen Bevölkerung 
und einer kritischen überregionalen 
Öffentlichkeit war es bislang jedoch 
möglich, die großen Dammvorhaben 
abzuwenden. Weniger durchschla-
gend war der Widerstand gegen die 
Ausbeutung von Uran, Erdöl, Erdgas 
und anderer Rohstoffe.

Die Zivilgesellschaft ist aktiv

Diese Konflikte sind bis heute aktuell. 
Gleichzeitig hat sich unbeschadet al-
ler Risiken eine engagierte Zivilgesell-
schaft bilden können (siehe Beitrag im 
Heft), die sich mit aller Kraft gegen die 
militärisch ausgerichtete Organisati-
on der Gesellschaft und entsprechend 
gegen alle bewaffneten Akteure wehrt. 

Ihr gebührt ebenso der Verdienst, dass 
die Landesregierungen oder Teile da-
von nicht mehr umstandslos den Vor-
gaben aus der Hauptstadt Delhi fol-
gen, sondern ihre Machtperspektiven 
und Wahlaussichten auch an den Er-
wartungen der lokalen Bevölkerung 
ausrichten. Das Regieren im Ausnah-
mezustand auf der Basis von AFSPA 
wird etwa von den Landesregierungen 
in Manipur oder Nagaland als Bela-
stung eingestuft.

Nichtsdestotrotz gehören die be-
waffneten Konfrontationen in eini-
gen nordöstlichen Bundesstaaten im-
mer noch zur Tagesordnung, auch 
wenn ihre Gesamtzahl abgenommen 
hat. Sie lassen zivile Konfliktbearbei-
tung und demokratische Entschei-
dungsprozesse zur Herkulesaufgabe 
werden, die jede Unterstützung ver-
dient hat. Es sind solche Initiativen, 
die wesentlich zum indischen Verfas-
sungsauftrag beitragen: Demokratie, 
Rechtstaatlichkeit, sozialer Ausgleich, 
Durchsetzung der Menschenrechte 
und des Minderheitenschutzes.

Demonstration im Jahr 2010, siehe voriges 
Bild.
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Endnote
1 Ein Konsultationsmechanismus aus der UN Er-

klärung zu den Rechten indigener Völker aus 

dem Jahr 2007, der vor einer entwicklungspo-

litischen Maßnahme oder einem wirtschaft-

lichen Vorhaben zwingend umfängliche, frei 

zugängliche Informationen für die Entschei-

dungsfindung einer indigenen Gemeinschaft 

postuliert sowie die Zustimmung der lokalen 

Gemeinschaft anstrebt; also nicht nur eine Zur-

Kenntnisnahme.




